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OBERLANDESGERICHT KÖLN
Beschlusg

In dem Verfahren auf Erlass einer Anordnung nach S 101 Abs. g UrhG

an dem beteiligt sind.

Verfah rensbevollmächtigte:

An fagstellerin und Eeschwerdefü h rerin,

die Rechtsanwälte der Kanzlei Rasch in Ham-
burg,

weitere Beteiligte,

hat der 6 Zivilsenat des Oberlandesgerichts Köln

unter Mitwirkung seiner Mitglieder

Nolte. Or. Kessen und von Hellfeld

am6.2.2012

beschlossen:

1.) Die Beschwerde der Anhagstellerin gegen den Beschluss der 18. Zivil-
kammer des Landgerichts KÖln - 218 O 19U11 - vom 15.9.2011 wird zurück-
gewiesen.

?.) Die Kosten des Besdrwerdoverfahrens hat die Antragstellerin zu lra-
gen.

3.) Die Rechtsbeschwede whd zugelassen.
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GRÜNDE

Durch Beschluss vom 15.9.20'11 - zig o 1g2ti1 - hat das Landgericht dem Antrag
der Anlragstellerin, der weiteren Beteiligten bezüglich erner Anzahl von Musiktrteln
gem. s 101 Abs. 9 urhG d'" Bekanntgabe bestimmter Verkehrsdaten zu gestatten,
teilweise entsprochen und ihn zunickgewesen, soweit die Titel

-"ndII 

betroffen waren, weil es insoweit an dem
erforderlrchen gewerblichen Ausmaß der Rechtsverletzung fehle. Gegen diese Zu-
rückweisung richtet sich die gem. ss 101 Abs. g s. 4, 6 urhc, s8 ff FamRG zulässrge
Beschwerde der Antragstellerin, mit der diese rügt, mit Blrck auf die plakierungen

beider Titel in den Media-Control-Charts sei der Antrag begrundet

Die Beschwerde ist unbegründet. Nacfi der der Antragstellerin bekannten Recht-
sprechung des Senats (GRUR-RR 201 1,85; 2O1Z,70) kann das in g .101 Abs. 2
urhc vorausgesetäe geweöriche Ausmaß bei Rechtsverretzungen, d," später ars
sechs Monate nach Erscheinen des Titels erfolgen, nur unter besonderen Vorausset-
zungen bejaht werden. Dass und warum die hiezu angeführien chartplatzierungen
nicht ausreichen, hat die Kammer ausführrich in ihrem Nichtabhrlfebeschluss vom
27 .1 .2012 dargelegt. Auf diesen Beschruss, dem nichts hinzuzuftigen ist, wird zu-
strmmend Bezug genommen.

Die Kostenentscheidung beruht auf g 101 Abs. 9 S. 4 UrhG, g 84 FamFG

Der senat lässt gemäß s 'r01 Abs. 9 s. 4 urhc, s 70 Abs. 2 Nr. 2 FamFG zur siche-
rung einer einheitlichen Rechtsprechung die Rechtsbeschwerde zu, nachdem das
oberlandesgencht München (Beschruss vom 26.07.2011 - 29 w 126811 1) entgegen
der sländqen Rechtsprechung des senats die Auffassung verlreten hat, das öffen i-

che Zugänglichmachen einer geschüäen Datei in einer sogenannten Internet-
Tauschbörse stelle ihrer Art nach stets eine Rechtsverletzung in gowerblichem Aus-
maß dar, ohne dass es weiterer erschwerender Umstände bedürfe.

Nolte Dr. Kessen von Hellfeld


